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Pensionszusagen in Kapitalgesellschaften

Für beherrschende GGF ändern 
sich die Berechnungsgrundlagen
Sebastian Uckermann

Nach Vorgaben des § 6 a Abs. 3 
Satz 2 Nr. 1 Satz 3 EStG ist zur 
Ermittlung der jeweiligen Pensi-
onsrückstellung, die aus einer 
unmittelbaren Versorgungszu-
sage an einen dem Geltungsbe-
reich des BetrAVG unterfallen-
den Arbeitnehmer resultiert, auf 
das sogenannte vertraglich ver-
einbarte Pensionsalter abzu-
stellen. Bereits für die 2008er-
Bilanz sind somit Neuberech-
nungen erforderlich. (Red.)

Sind Versorgungszusagen auf ein ver-
traglich festgesetztes Pensionsalter ge-
troffen, so kann auch eine steuerlich 
wirksame Rückstellungsberechnung auf 
eine Festschreibung von unter 65 be-
ziehungsweise 67 Jahre erfolgen. 

Dabei ist lediglich ein frühest möglicher 
Pensionsbeginn zum 60. beziehungs-
weise – für ab dem 1. Januar 2012 
erteilte Versorgungszusagen – zum 62. 
Lebensjahr zu beachten (BMF-Schrei-
ben vom 20. Januar 2009, Gz.: IV C 3 
– S 2496/ 08/10011 IV C 5 – S 2333/  
07/0003, Rn. 185). Dies gilt jedoch 
nicht – aufgrund ihrer besonderen ge-
sellschaftsrechtlichen Stellung – für be-
herrschende Gesellschafter-Geschäfts-
führer (GGF) einer GmbH. 

Nach maßgeblicher Rechtsprechung des 
BFH (Urteil vom 23. Januar 1991, Az.: 
I R 113/88) sind Pensionsrückstellun-
gen für beherrschende GGF grundsätz-
lich nach einem Pensionsalter von min-
destens 65 Jahren zu berechnen.

Finanzverwaltung folgt  
der BFH-Vorgabe

Dies gilt unabhängig davon, ob – recht-
lich zulässig – vertraglich ein geringeres 
Pensionsalter formuliert worden ist. Der 
BFH begründet seine Ansicht damit, 
dass „nach den gegenwärtigen Erkennt-
nissen es nicht als hinreichend wahr-
scheinlich anzusehen ist, dass beherr-
schende GGF von der Möglichkeit eines 
vorzeitigen Ruhestands – im hier ent-

schiedenen Fall mit 63 Jahren – Ge-
brauch machen.“

Die genannte Berechnungsvorgabe 
muss in der Praxisanwendung strikt be-
achtet werden, da auch die Finanzver-
waltung sich der BFH-Rechtsprechung 
angeschlossen (vergleiche H 38 KStH 
2008) sowie seine diesbezügliche Ver-
waltungsauffassung mit den Einkom-
mensteuer-Änderungsrichtlinien 2008 
(EStÄR 2008) weiter modifiziert hat. 

Denn nachdem der Gesetzgeber durch 
das RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz 
eine stufenweise Anhebung des gesetz-
lichen Renteneintrittsalters für sozialver-
sicherungspflichtige Arbeitnehmer auf 
das 67. Lebensjahr veranlasst hat, voll-
zieht die Finanzverwaltung diesen 
Schritt nun auch für die Pensionsrück-
stellungsberechnung hinsichtlich unmit-
telbarer Pensionszusagen an beherr-
schende GGF von Kapitalgesellschaften 
beziehungsweise GmbHs nach.

Einstieg im Jahr 2008 möglich …

Demzufolge sind bereits für den Veran-
lagungszeitraum 2008 folgende Min-
destaltersgrenzen maßgeblich für die 
Berechnung von diesbezüglichen Pen-
sionsrückstellungen (siehe R 6 a (8) 
EStR 2008):

V  Mindestalter 65 für Geburtsjahr-
gänge bis einschließlich 1952,

V  Mindestalter 66 für Geburtsjahr-
gänge ab 1953 bis 1961 (jeweils 
einschließlich) und

V  Mindestalter 67 für Geburtsjahr-
gänge ab 1962.

Nachdem in der Fachpraxis zunächst 
davon ausgegangen worden ist, dass 
die Finanzverwaltung an der in den 
EStÄR 2008 geforderten Anwendung 
der neuen Vorgaben bereits für den 
kompletten Veranlagungszeitraum 2008 
strikt festhalten werde, hat die Finanz-
verwaltung mit ihrem Schreiben vom 3. 

Juli 2009, Gz.: IV C 6 – S 2176/07/ 
10004, für Entwarnung gesorgt bezie-
hungsweise für Abhilfe geschaffen.

… danach einheitlicher  
Übergang

Hiernach ist es nicht zu beanstanden, 
wenn die geänderten Mindestpensions-
alter nach R 6 a Abs. 8 EStR in der Fas-
sung der EStÄR 2008 erstmals in der 
Bilanz des Wirtschaftsjahres berücksich-
tigt werden, das nach dem 30. Dezem-
ber 2009 endet. Der Übergang hat 
dann einheitlich für alle betroffenen 
Pensionsrückstellungen des Unterneh-
mens zu erfolgen. 

Diese Verwaltungsvereinfachung auf 
dem Erlasswege ist gerade deshalb un-
eingeschränkt zu begrüßen, da hier-
durch bereits im Jahr 2008 erstellte 
versicherungsmathematische Gutachten 
zur Rückstellungsbewertung für Ge-
schäftsjahre, die vor dem 31. Dezember 
2008 enden, nicht korrigiert werden 
müssen.

Auswirkungen auf  
den Gewinnausweis

Die Auswirkungen der neu anzuwen-
denden Berechnungsmethode – unter 
Anwendung der „Richttafeln 2005 G“ 
von Professor Heubeck – hinsichtlich 
der versicherungsmathematischen Be-
wertung von unmittelbaren Versor-
gungszusagen an beherrschende GGF 
von Kapitalgesellschaften lassen sich 
wie folgt zusammenfassen:

1. Anhand der beschriebenen „neuen“ 
Berechnungsmethode lässt sich festhal-
ten, dass sich die Neuregelung der zu-
vor genannten Rückstellungsbewertung 
auf alle unmittelbaren betrieblichen 
Versorgungszusagen für ab dem 1. Ja-
nuar 1953 geborene beherrschende 
GGF auswirkt. Durch die Verteilung des 
Finanzierungsaufwands über einen bis 
zu zwei Jahre längeren Zeitraum, fällt 
der resultierende Pensionsrückstellungs-
verlauf in der Anwartschaftsphase zu-
nächst niedriger aus, sodass bei einer 
positiven Ertragslage des zusagenden 
Unternehmens höhere zu versteuernde 
Gewinne die Folge sind.

2. Weiterhin möglich ist zudem ein Aus-
einanderlaufen von vertraglichem und 
rechnungsmäßigem Pensionsalter, wo-
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bei zur Rückstellungsbewertung für 
Versorgungszusagen an den genannten 
Personenkreis – wie geschildert – das 
rechnungsmäßige Mindestalter anzuset-
zen ist.

Jedoch sollte auch beachtet werden, 
dass die in Pensionsverträgen an be-
herrschende GGF oftmals integrierte 
vorzeitige Rentenbezugsmöglichkeit ab 
Vollendung des 60. Lebensjahres für ab 
dem 1. Januar 2012 erteilte Versor-
gungszusagen – in Anwendung des 
einschlägigen BMF-Schreibens vom 20. 
Januar 2009 – auf das 62. Lebensjahr 
erhöht werden sollte, um dem steuer-
lichen Fremdvergleich weiter zu genü-
gen.

3. Ein in diesem Zusammenhang durch 
den GGF in Anspruch genommener 

Sebastian Uckermann, gerichtlich  
zugelassener Rentenberater für die bAV, 
ist Geschäftsführer der Kenston Pension 
GmbH, Rechtsberatungskanzlei für  
betriebliche Altersversorgung, in Köln 
sowie Vorsitzender des Bundesverbandes 
der Rechtsberater für betriebliche Alters-
versorgung und Zeitwertkonten e. V., Köln;

www.kenston-pension.de
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vorzeitiger Ruhestandsbeginn vor dem 
planmäßigen Mindestalter führt zu einer 
außerordentlichen Rückstellungszufüh-
rung, die ebenfalls als Betriebsausgabe 
abzugsfähig ist.

Gestaltungsaspekte …

Die Bestrebung der Finanzverwaltung 
durch die Umsetzung der EStÄR 2008 
ist hinsichtlich der Anhebung des ge-
setzlichen Rentenbeginnalters auf die 
Vollendung des 67. Lebensjahres wohl 
konsequent, jedoch in erster Linie rein 
fiskalpolitisch motiviert. Die Finanzver-
waltung erreicht hierdurch den Effekt, 
dass kurzfristig höhere Steuereinnah-
men erzielbar sind, da Unternehmen 
nur sehr viel geringere Rückstellungszu-
führungen steuerlich geltend machen 
können.

Auf langfristige Sicht wird die Rechnung 
des BMF allerdings wieder „eingeholt“. 
Denn tritt ein betreffender, zum Beispiel 
im Jahre 1963 geborener GGF vertrags-
gemäß mit 65 in den Ruhestand und 
wurde bis zu diesem Zeitpunkt regelge-
recht eine Pensionsrückstellungsbewer-
tung auf das 67. Lebensjahr vorgenom-
men, wäre zu Rentenbeginn mit 65 
eine zu passivierende Barwertauffüllung 
die Folge, die es der zusagenden Ge-
sellschaft ermöglicht, einen erhöhten 
Einmalbetrag – in Form der Sonderzu-
führung zu den Pensionsrückstellungen 
durch die Barwertzuführung – steuerlich 
geltend zu machen.

Durch diesen Effekt kann die Gesell-
schaft dann zu gewissen Teilen die 
steuerlichen Mehrbelastungen – sofern 
eine positive Ertragslage des Unterneh-
mens vorliegt – ausgleichen, die durch 
die beschriebenen Auswirkungen der 
EStÄR 2008 entstanden sind.

… und Anpassungschancen

Um den Effekten der EStÄR 2008 be-
reits heute zu begegnen, wäre es aller-
dings auch denkbar, dass auf das 65. 
Lebensjahr abgestellte, unmittelbare 
Pensionsverträge an beherrschende 
GGF an die Vorgaben der EStÄR 2008 
angepasst werden. Je entsprechendem 
Jahrgang wäre das planmäßige dem 
rechnungsmäßigen Pensionsalter anzu-
passen. 

Im Gegenzug zur dann reduzierten 
Rückstellungszuführung könnten die 
Versorgungsanwartschaften des Gesell-
schafter-Geschäftsführers erhöht wer-
den, um einen Ausgleich für den spä-
teren Rentenbeginn zu erhalten. Je 
nach Sachlage können durch geeignete 
Gestaltungen bereits sofort Pensions-
rückstellungszuführungen erreicht wer-
den, die dem Niveau beziehungsweise 
dem steuerlichen Aufwand der ur-
sprünglichen Versorgungszusage ent-
sprechen.

Das nachfolgende Berechnungsbeispiel verdeutlicht modellhaft – unter An-
wendung „Richttafeln 2005 G“ von Professor Heubeck – die Auswirkungen 
der neu anzuwendenden Berechnungsmethode hinsichtlich der versicherungs-
mathematischen Bewertung von unmittelbaren Versorgungszusagen an be-
herrschende Gesellschafter-Geschäftsführer von Kapitalgesellschaften.

Berechnungsergebnisse

1. Männlicher Geschäftsführer
Herr Robert Muster
geboren 1956
Diensteintritt 1991
Pensionszusage 1996
Alters- und BU-Rente = 3000 Euro monatlich
Witwenrente kollektiv (60%) = 1800 Euro monatlich

Rückstellung Rückstellung 
alte Rechtslage gemäß EStÄR 2008
zum Stichtag zum Stichtag Differenz

31.12.2007 (PA 65) 169130 Euro 31.12.2008
13.12.2008 (PA 65) 184225 Euro (PA 66) 172769 Euro 11456 Euro

2. Männlicher Geschäftsführer
Herr Jürgen Muster
geboren 1966
Diensteintritt 2001
Pensionszusage 2006
Alters- und BU-Rente = 3000 Euro monatlich
Witwenrente kollektiv (60%) = 1800 Euro monatlich

Rückstellung Rückstellung 
alte Rechtslage gemäß EStÄR 2008
zum Stichtag zum Stichtag Differenz
31.12.2007 (PA 65) 54 234 Euro 31.12.2008
13.12.2008 (PA 65) 63650 Euro (PA 67) 57002 Euro 6 648 Euro

PA = Pensionsalter
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